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Frankreich ist nichtmehr das
Land, das es vor zwei Jahren
war. Die Anschläge vom

13.November haben die Franzo-
sen nachhaltig erschüttert und
verändert. Der Terrorismus und
die Bedrohung durch Islamisten
gehören heute zumAlltag – wie
Soldaten an öffentlichen Plätzen,
Taschenkontrollen und Barrika-
den selbst in kleinenOrten.

Für viele Franzosen ist der
13.November das, was der
11.September für die USA ist. Die
Angriffe auf das Konzert im Ba-
taclan, das Pariser Stade de
France und andere öffentliche
Orte in der Hauptstadt stellen
eine Zäsur dar. Mehr noch als die
Angriffe zuvor auf die Journalis-
ten bei Charlie Hebdo und den
jüdischen Supermarkt. Vor zwei
Jahren waren die französische
Gesellschaft und ihreWerte das
Ziel der islamistischen Attacken.
Die Franzosen zeigen sich patrio-
tisch und betonen immer wieder,
dass sie sich im Alltag nicht ein-
schränken. Indem sie ausgehen,
ihr normales Leben fortführen,
bieten sie dem Terrorismus die
Stirn, so der Tenor. Also alles wie
immer, alles so wie sonst?Mit-
nichten!

Der öffentliche Diskurs ist ge-
lassener als in Deutschland, ob-
wohl die Bedrohung viel stärker
ist. Es ist Normalität eingekehrt,
zu der neuen Normalität gehört
aber auch eine Beschneidung der
Bürgerrechte. Beinahe zwei Jahre
herrschte in Frankreich der Aus-
nahmezustand. Dass der nun be-
endet wurde, ist kein Grund zur
Freude. ImGegenteil. Dass viele
Befugnisse des Staates in einem
neuen Sicherheitsgesetz veran-

kert wurden, zementiert die Tat-
sache, dass die Bedrohung von Is-
lamisten keine Ausnahme, son-
dern Dauerzustand ist.

Securité statt Liberté! Die
Werte der Franzosen haben sich
angesichts der hohen Bedro-
hungslage verschoben: zu Guns-
ten der Sicherheit, auf Kosten der
Freiheit. Die Franzosen nehmen
heute eine drastische Einschrän-
kung ihrer Bürgerrechte in Kauf,
was vor Jahren noch undenkbar
gewesen wäre. Und das wird sich
angesichts anhaltender Bedro-
hung nicht so bald ändern.

Machtmissbrauch

Das ist traurig, noch trauriger
ist allerdings, dass es keinen be-
sonders großen Aufschrei gege-
ben hat. Selbst als öffentlich
wurde, dass Polizisten ihre Befug-
nisse für präventive Durchsu-
chungenmissbrauchten und
nicht nur bei potenziellen Terro-
risten, sondern auch imDrogen-
milieu von den Instrumenten
Gebrauchmachten.Menschen-
rechtsorganisationen kritisierten
das, standen aber recht allein da.
Bloß nicht noch einen Terroran-
schlag! Das scheint der Konsens
zu sein, der die Angst der Franzo-
sen zeigt. Diese Angst ist imÜbri-
gen auchmit verantwortlich für
den Erfolg des rechtsextremen
Front National.

Eins aber hat die Politik ver-
säumt: Die Debatte darüber, wa-
rum so viele junge Franzosen in
den Dschihad ziehen, wurde
nicht ausreichend geführt. Ge-
schweige denn nach Lösungsan-
sätzen gesucht.
▶m.gullert@zeitungsverlag-aachen.de
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Der Preis der Freiheit
Bürgerrechte in Frankreich drastisch eingeschränkt

Bei demWort „Steuererhö-
hungen“ reagieren die Bür-
ger allergisch. Das ist auch

der Grund, warum die Politik
dieses heiße Eisenmöglichst
nicht anfasst. Selbst dann nicht,
wenn die Forderungmalmit
einer überzeugenden Idee ver-
bunden ist.

Bereits heute ist mehr als die
Hälfte der Deutschen zu dick. Ei-
nig sind sich alle, dass sich das
Ernährungsverhalten vieler lang-
fristig ändernmuss. Ein ausge-
wogen gestaffeltes Mehrwert-
steuersystemmit höheren Steu-
ern für besonders zuckrige Le-
bensmittel und Steuerfreiheit für
gesunde Nahrung könnte da hilf-

reich sein.Weil erkennbarer
wird, was gesund ist und was
nicht. Außerdemmüssten die
Hersteller die Rezepturen für ihre
Fertiggerichte wohl anpassen.
Die Verbraucher bekämen somit
bessere Lebensmittel entweder
zum selben oder zu einem güns-
tigeren Preis.

Klingt zu schön, umwahr zu
werden. Dennwennmanweiß,
wie einflussreich die Lebensmit-
telindustrie ist und wie zaghaft
die Politik, dann ist klar, dass die-
ser Vorschlag zwar die Debatte
belebt. Aber seine Umsetzung
dürfte ein frommerWunsch blei-
ben.
▶ an-politik@zeitungsverlag-aachen.de

▶HaGenStrauSS (Berlin)

Ein heißes Eisen
Gesundes Essen und höhere Steuern

Im Kampf gegen die steigende
Zahl von Übergewichtigen in
Deutschland haben Ernährungs-
experten eine deutlicheMehr-
wertsteuererhöhung für beson-
ders zuckrige Lebensmittel und
Softdrinks gefordert. Die bishe-
rige Strategie, die hauptsächlich
an die Verantwortung jedes Ein-
zelnen appelliere und Ernäh-
rungskurse finanziere, sei ge-
scheitert, kritisierte derMünch-
ner Ernährungsmediziner Hans
Hauner gestern bei der Vorstel-
lung einer Studie in Berlin.Wür-
den danachObst undGemüse
gar nichtmehr besteuert, unge-
sunde Lebensmittel dagegen hö-
her als bisher, würde der Anteil
stark übergewichtiger Menschen
nicht weiter steigen und könnte
sogar um zehn Prozent sinken.

Bisher gilt für diemeisten Le-
bensmittel der ermäßigte Steuer-
satz von sieben Prozent. Die im
Auftragmehrerer Organisatio-
nen erstellte Studie der Universi-
tät Hamburg schlägt ein gestaf-
feltes Mehrwertsteuersystem für
Lebensmittel vor. Am erfolgver-
sprechendsten und politisch rea-
listischsten ist nach Ansicht des
Hamburger Ökonomen Tobias
Effertz eine „Ampel“mit Null

Mehrwertsteuer für Obst undGe-
müse (Grün), einem Steuersatz
von sieben Prozent für Lebens-
mittel wie Nudeln, Milch oder
Fleisch (Gelb) und 19 Prozent
Mehrwertsteuer für Produktemit
viel zugesetztem Zucker, Salz
oder Fett wie Fertiggerichte,
Chips oder Süßigkeiten (Rot). Die
Experten brachten darüber hi-
naus eine Anhebung des Steuer-
satzes für Softdrinks von heute
19 auf 29 Prozent ins Spiel.

Hauner zufolge spielen Soft-
drinks oft eine entscheidende
Rolle bei der Entstehung einer
Adipositas, also einer extremen
Fettleibigkeit. Fruchtsäfte ohne
Zuckerzusatz würden hingegen
in die Kategorie gelb fallen. Die
Experten verwiesen auf andere
Länder, die die Steuern für unge-
sunde Produkte erhöhten. So
hatten einige Städte in den USA
eine Sondersteuer auf zuckerhal-
tige Getränke eingeführt, da-
runter Berkeley in Kalifornien.
Dort sei der Absatz von Soft-
drinks um 21 Prozent gesunken.
Zudem reduzierten Hersteller oft
Fett und Zucker in den Rezepten.
Hauner: „Die Bürger bekommen
also bessere Produkte zum glei-
chen Preis.“ (afp) ▶ Kommentar
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SteueraufZuckerbomben

Mitten in der un-klimakonferenz verhandelt das OlG Hamm über die klage eines peruaners gegen rWe. Er
macht den konzern mitverantwortlich für das Schmelzen der Gletscher in seiner Heimat und fordert Geld.

etappensieg fürBauernausPeru
Von rodrigo ruiz toVar
und rolf schraa

Hamm/Bogota. In Südamerika
schmelzen die Gletscher in Re-
kordgeschwindigkeit. Eine Folge:
In den peruanischen Anden steigt
derWasserstand eines Bergsees bei
Huaraz etwa 450 Kilometer nörd-
lich von Lima seit Jahren an. Der
Bauer undBergführer Saúl Luciano
Lliuya fürchtet, dass eine Flut sein
Haus wegreißen könnte und hat
den Energieriesen RWE verklagt.
Der Bergbauer fordert Geld für
Schutzmaßnahmen, dennRWE sei
durch seinen hohen CO2-Ausstoß
für den globalenKlimawandelmit-
verantwortlich.

Gestern begann der Prozess in
zweiter Instanz vor dem Oberlan-
desgericht Hamm. Ein RWE-An-
walt hatte beim ersten Prozess ar-
gumentiert, dass nicht einzelne
Unternehmen die Verantwortung
für globale Phänomene überneh-
men könnten. Denn sonst drohe
eine Klagewelle aller gegen alle.
Doch das OLG Hamm hält, wie es
gestern deutlich machte, einen zi-
vilrechtlichen Anspruch des Klä-
gers grundsätzlich fürmöglich. Zu
prüfen sei nun, ob der Kläger in
einem zweiten Schritt beweisen
kann, dass speziell die Emissionen
der Kohlekraftwerke von RWE für
den Klimawandel in den Anden
mitverantwortlich sind, sagte der
Vorsitzende Richter Rolf Meyer

gestern in der mündlichen Ver-
handlung zum Auftakt. Weiter
geht es am 30. November. Dann
will das Gericht verkünden, ob es
in die Beweisaufnahme einsteigt.
Die Nachfragen des Gerichts lie-
ßen eine Tendenz in diese Rich-
tung erkennen.

Nach der Verhandlung äußerte
sich der peruanische
Bauer Lliuya bewegt:
„Die Berge haben gewon-
nen. Die Lagunen sind
die Tränen der Berge und
die Gerechtigkeit hat das
gehört undhat uns Recht
gegeben“, sagte er. Auch
seine Prozessvertreterin
zeigte sich erfreut: „Mein
Ziel für den heutigen Tag
ist zu 100 Prozent er-
reicht.“ Der Prozesstag
zeige, dass die großen
Unternehmen mitverantwortlich
seien für den Klimawandel. Für
den Kläger sei es ein großer Fort-
schritt, dass ein Gericht die Klage
für schlüssig halte.

Die Vertreter von RWE äußerten
dagegen bereits in der Verhand-
lung Kritik: Würde der Kläger
Recht bekommen, könne jede In-
dustrie und letztendlich jeder
Mensch, der Emissionen verur-
sacht, vor Gericht landen, argu-
mentierten die Prozessvertreter
von RWE. Es käme zu einer Klage
aller gegen alle. Das habe der Ge-
setzgeber sicher nicht gewollt. Es

sei letztendlich auch nicht zu be-
weisen, dass die Emissionen von
RWE zum Abschmelzen des Glet-
schers in den Anden führten, der
oberhalb desWohnorts von Lliuya
liege. In Frage kämen auch viele
andere Emittenten.

Der Vorsitzende Richter Meyer
konnte dieser Argumentation

nicht sehr viel abgewinnen. „Dür-
fen wir dieMenschen, die von den
Folgendes Klimawandels betroffen
sind, damit alleine lassen, wenn
wir die Emissionen produzieren?“,
fragte er. In der Folge sei vor allem
von Bedeutung, ob der Kläger dar-
legen könne, dass die Emissionen
von RWE für das Abschmelzen des
Gletschers in den Anden ursäch-
lich seien.

Es könnte ein Prozessmit grund-
sätzlicher Bedeutung sein, denn in
der Folge könnten deutscheUnter-
nehmen für die Folgen des Klima-
wandels anderswomöglicherweise

haftbar gemacht werden. Denn
viele Menschen sind vom Klima-
wandel geschädigt: Allein in den
Anden stellen zahlreiche Berglagu-
nen, die aus derGletscherschmelze
entstehen, eine Gefahr für Orte in
denBergendar. Ein plötzlicher An-
stieg des Wasserspiegels kann zu
hohen Flutwellen führen und hat
bereits Erdrutsche verursacht.
Gletscher haben gerade in den tro-
pischen Gebirgen zudem eine be-
deutende Funktion alsWasserspei-
cher. Besonders wichtig sind sie
etwa für die Wasserversorgung in
Peru, Bolivien und Ecuador.

InKolumbien soll es nachAnga-
ben von Geschichtsbüchern vor
150 Jahren noch 15 Gletscher ge-
geben haben. Nun sind nur noch
sechs Berge weiß bedeckt. Auch
das könnte bald passé sein: Die
Gletscher hier zählen zu den am
schnellsten schmelzenden welt-
weit.

Kolumbiens radikale land-
schaftliche Veränderung war für
Präsident Juan Manuel Santos An-
lass, als einer der ersten Staatschefs
weltweit im Sommer den Austritt
der Vereinigten Staaten aus dem
Klimaabkommen von Paris zu kri-
tisieren. „Hier steht nichtsweniger
als das Überleben der Menschheit,
des Planeten, auf dem Spiel.Wenn
wir denTemperaturanstieg des Pla-
neten nicht aufhalten, wird das
uns alle negativ beeinflussen“, so
Santos.

Zieht wegen der Folgen des klimawandels vor Gericht: Der peruanische kleinbauer Saúl luciano lliuya gestern vor dem OlG in Hamm. Dort wurde
über seine klage gegen den Energiekonzern RWE verhandelt. Das OlG hält einen zivilrechtlichen Anspruch des Bauern für möglich. Foto: dpa

Klimaschutz

Hilfsorganisationen warnen, dass klimaschutzprojekte den Menschen vor Ort auch schaden können

dieSchattenseitendesKlimaschutzes

Von naimawolfsperger

aachen/Bonn. Klimaschutz und
derMenschhaben eine gewisse na-
türliche Verbindung. Damit das
Leben der Menschen auf der Erde
erträglich bleibt, muss man die
menschengemachte Verschmut-
zung herunterschrauben. Klima-
schutz und Menschenrechte hin-
gegen, finden nicht so natürlich
zusammen.

Politisch initiierte Projekte kön-
nen den Menschen vor Ort sogar
schaden. „Das ist einerderGründe,
warum sich viele Entwicklungshil-
feorganisationen den Klimaschutz
mit auf die Agenda gesetzt haben“,
sagt Anika Schroeder, Referentin
für Klimawandel bei Misereor.
Auch das bischöfliche Hilfswerk
aus Aachen ist auf der Weltklima-
konferenz (COP) in Bonn vertre-
ten. „Wir verfolgen die Verhand-
lungen und schaffen an verschie-
denen Stellen unsere Themen auf
die Agenda.“

Und die Themen sind vielfältig.
Für die Planung vonEntwicklungs-
hilfeorganisationen spielen die
langfristigen Gegebenheiten vor
Ort eine große Rolle. „Wir müssen
kein Wasserkraftwerk unterhalb
eines Gletschers anlegen, wenn
das Eis in absehbarer Zeit ge-
schmolzen seinwird“, sagt Schroe-
der. Und: „Es gibt oft auch Men-

schen, die unter Klimaschutz lei-
den.“

Ajay Jha und SoumyaDutta vom
indischen Organisationsverbund
Cecoedecon/Pairvi, der sich für
Bürgerrechte und erneuerbare
Energien einsetzt, bestätigen das.
Indien gilt als einer der Vorreiter
im Bereich erneuerbarer Energie.
„Aber die Windräder brauchen
feste Betonplattformen, das verän-
dert die Bodenbeschaffung derma-
ßen, dass sich in denWüstengebie-
ten von Rajasthan noch weniger
Grundwasser ansammeln kann“,
sagt Jha. „Die Windräder und So-
laranlagen in der Wüstenregion
verändern dieGegend so sehr, dass
die Tiere abwandernunddenMen-
schen die Nahrungsgrundlage
fehlt. Auch Touristen finden die

Wüste mit den Anlagen nicht
mehr attraktiv“, sagt Dutta. „Wir
müssen darauf achten, den Men-
schen nicht ihre Überlebens-
grundlagen zu entziehen.“

Auf Klimaschutz kann man
nicht verzichten. Auf Menschen-
rechte aber auchnicht.Manversu-
che also auf der COP die Men-
schenrechte und den Gedanken
der Entwicklungshilfe in die Pla-
nungen rund um den internatio-
nalen Klimaschutz mit einzubrin-
gen, sagt Schroeder. „Die Men-
schenwerdenbei denVerhandlun-
gen oft nicht mitgedacht. Dabei
sind sie direkt von denAuswirkun-
gen des Klimawandels und des Kli-
maschutzes betroffen.“ Sie argu-
mentiert, dass die bevölkerungs-
reichen Küsten von Entwicklungs-

ländern bereits jetzt stark unter der
Erderwärmung leiden.Undwer für
die Folgen von Klimakatastrophen
bezahlen soll, steht durchaus zur
Debatte, denn es gibt Argumente
die dafür sprechen, dass die Profi-
teure die Kosten übernehmen.
Schließlich steht ihr Erfolg in di-
rektemZusammenhangmit der ra-
piden Erderwärmung.

„Dass Staaten irgendwann zur
Kasse gebeten werden könnten,
kann ich mir nicht vorstellen“,
sagt Misereor-Referentin Schroe-
der. Dennoch bieten Länder wie
Deutschland oft finanzielle Unter-
stützungen, wenn es um den Aus-
bau erneuerbarer Energiequellen
geht – oder zur Begrenzung von
Folgeschäden der Klimaerwär-
mung.

EinMenschenrechtsthemawird
auch in den kommenden Tagen
verhandelt: Gleichberechtigung.
Im Mai hat eine von der COP 22
beauftragte Arbeitsgruppe imRah-
men des Lima-Arbeitsprogramms
ein Papier zu den Rechten der Frau
im Bereich Klimaschutz aber eben
auch auf der COP selbst verfasst.
Die Forderungen des sogenannten
Gender-Action-Plans (Gender-Ak-
tionsplan) sind breitgefächert.
Frauen sollen besser gehört wer-
den auf den internationalen Kon-
ferenzen, denn, so sagt es Schroe-
der: „Armut ist weiblich.“

unter den Jamaika-unterhändlern
gibt es nach denWorten der Grü-
nen-parteichefin Simone peter auch
im Endspurt der Sondierungsgesprä-
che noch immer keine Einigung über
die künftige klimaschutzpolitik.
union, FDp und Grüne streiten dem-
nach noch darüber, wie groß der Ab-
stand zu dem Ziel ist, wonach bis
2020 40 prozent der treibhausgase
imVergleich zu 1990 reduziert wer-
den sollen, wie peter am Rande der

Sondierungen sagte. Die union habe
angeboten, zum Erreichen der kli-
maziele zehn kraftwerksblöcke zu
schließen. Das reiche den Grünen
bei weitem nicht aus, sagte peter.
nach Auffassung der Grünen müss-
ten etwa 90 bis 120 Millionen ton-
nen cO

2
eingespart werden, dafür

müssten 20 kraftwerksblöcke ge-
schlossen werden. FDp und union
gingen von einer cO

2
-lücke von 32

bis 66 Millionen tonnen aus. (dpa)

Jamaika:Wohl noch keine Einigung zu klimaschutz

„Die Berge haben gewonnen.
Die lagunen sind die tränen
der Berge und die
Gerechtigkeit hat das gehört
und hat uns Recht gegeben.“
Saúl lucianO lliuya, PeruaniScHer
Bauer, der rWe verKlaGt


